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Antrag 

der Abgeordneten Schulte (Menden), Senfft und der Fraktion DIE GRÜNEN 


Förderung umweltverträglicher Verkehrsmittel (I) 
hier: Einführung einer Lkw- Verkehrsabgabe 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, durch einen Gesetzent- 
Wurf die Einführung einer Lkw-Verkehrsabgabe für Lastkraft- 
wagen vorzubereiten. Sie wird bemessen nach dem Produkt aus 
dem Gewicht der beförderten Ladung und der Beförderungs- 
strecke auf der Straße (also nach der Transportleistung). Zusätz- 
lich soll sie nach der ziüässigen Nutzlast gestaffelt werden, von 
0,05 DM/tkm (für Lkw/Anhänger mit einer Nutzlast bis zu 1 1) bis 
0,32 DM/tkm (für Lkw/Anhänger mit einer Nutzlast über 20 1). Bei 
Lastzügen sind für Zugmaschine imd Anhänger getrennte Abga- 
ben zu erheben. Als Gewicht der Ladung güt die Differenz zwi- 
schen dem beladenen und dem unbeladenen aufgetankten Fahr- 
zeug. 

Ausländische Lkw entrichten die Lkw-Verkehrsabgabe an der 
Grenze bei der Ausfahrt anhand des Frachtbriefs, bemessen nach 
der in der Bundesrepublik Deutschland erbrachten Transport- 
leistung. 

Bonn, den 11. Juli 1985 

Schulte (Menden) 

Senfft 

Hönes, Schmidt (Hamburg-Neustadt) und Fraktion 


Begründung 


1 . 

Die mit Bau, Betrieb und Unterhaltung des Straßennetzes verbun- 
denen Kosten sowie die Beseitigung der durch Straßenverkehrs- 
unfälle entstehenden Schäden werden in erhebüchem Maß von 
der öffentlichen Hand bzw. von der Versichertengemeinschaft 
getragen. Für die vom Straßenverkehr verursachten Umwelt- und 
Gesundheitsschäden fehlt bis heute die Anwendung des Verur- 
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sacherprinzips. Da es bisher keine zweckgebundenen Abgaben 
der Straßenbenutzer gibt, sind strenggenommen alle Straßenver- 
kehrsausgaben von Bund, Ländern und Gemeinden als Subven- 
tionszahlungen einzustufen. Auch bei Anerkennung der Kraft- 
fahrzeug- und Mineralölsteuer als Kostendeckungsbeitrag des 
Straßenbenutzers deckt der damit erzielte Erlös (1960 bis 1981 
336,7 Mrd. DM) noch nicht einmal die Kosten für Neubau- und 
Erhaltungsinvestitionen, Straßenbauverwaltung und Verkehrs- 
polizei (1960 bis 1981 365,525 Mrd. DM). 

Es stehen für 1981 Wegeeinnahmen (vor allem Kfz- und Minera- 
lölsteuer) in Höhe von 26,6 Mrd. DM Kosten in Höhe von 42,6 
Mrd. DM gegenüber^). Hierbei sind weder die Unfallfolgekosten 
noch sonstige soziale und ökologische Folgeschäden berücksich- 
tigt. Diese Subventionszahlungen vertragen sich weder mit dem 
Ziel, Stützungsmaßnahmen des Staats für Wirtschaft weitgehend 
abzubauen, noch sind sie ein Beitrag zur Förderung 
imiweltfreundlichen Verhaltens. 

2 . 


Straßenbau und Straßenverkehr sind wesentliche Verursacher 
von Umweltbelastungen. Sowohl im Personen- als auch im Güter- 
verkehr werden auf der Straße Verkehrsleistungen mit einem - im 
Vergleich zu anderen Verkehrsträgern - mehrfach größeren 
Flächen- und Energieverbrauch erbracht. Der Flächenverbrauch 
pro erbrachter Verkehrsleistung wird dabei nur noch vom Binnen- 
schiffsverkehr, der Energieverbrauch vom Luftverkehr übertrof- 
fen, in beiden Fällen hegen die öffenthchen Verkehrsmittel Bus 
und Bahn jedoch wesenthch günstiger. 

Die Schadstoffbelastung der Luft und des Bodens ist in einer Reihe 
von Belastungskomponenten (CO, NOx, Blei) zu großen Teüen auf 
den Straßenverkehr zurückzuführen. 

Sowohl der individuelle Pkw-Verkehr als auch der Lkw-Verkehr 
sind hinsichthch UnfaUhäufigkeit und UnfaUschwere deuthch 
schlechter zu beurteilen als alle anderen Verkehrsträger. 

3. 

Bis heute fehlen steuerhche sowie sonstige finanzielle Anreize zur 
Verringerung des übermäßigen Gesamtverkehrsvolumens und 
zur Benutzung von weniger umweltbelastenden und sichereren 
Verkehrsmitteln. Der individuelle Pkw-Verkehr, insbesondere 
aber der Güterkraftverkehr, gehören dagegen zu den größten 
Empfängern staathcher Subventionen^). Diese Pohtik hat zu einer 
Wettbewerbsverzerrung geführt. Das Angebot bei den öffent- 
hchen Verkehrsmitteln wurde vor aUem in ländhchen Regionen 
zunehmend verschlechtert, die Benutzung von Autos gefördert. 

Die Einführung des Kostendeckungs- und Verursacherprinzips im 
Straßenverkehr vermeidet sämthche bisher notwendigerweise 
aufzuwendenden staathchen Subventionen. Sie ist darüber hinaus 


It. DIW-Wegekostenstudie '81 bei einem kalkulatorischen Zinssatz von 6 v. H. 
Wegekostendeckungsgrad des inländischen Güterverkehrs It. DIW-Wege- 
kostenstudie '81: 45,8 V. H. 
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- da kein anderes Verkehrssystem der Forderung der Kostendek- 
kung unterworfen wird - ein wirksamer Beitrag zur Förderung 
umweltschonender Verkehrsmittel und damit zur Verwirklichung 
des Vorsorgeprinzips, ohne daß der Staat direkt reglementierend 
und kostenaufwendig in den Verkehrsmarkt eingreifen muß. Ein 
Element dieser Strategie ist der vorhegende Antrag. 

4 . 

Zusätzhch zur Kfz- und Mineralölsteuer wird für den Lkw- Ver- 
kehr eine Lkw-Verkehrsabgabe erhoben, die auf die erbrachte 
Transportleistung gelegt wird. Diese Abgabe verfolgt zwei Ziele 

a) auf Grund der vom Lkw-Verkehr ausgehenden Emissionen 
und erhebhchen mechanischen Beanspruchungen der Straßen 
und wegen der für den Lkw-Verkehr notwendigen erhebhchen 
Mehraufwendungen beim Straßenbau sohte der Lkw-Verkehr 
mindestens ein Drittel der Gesamtkosten des Straßenverkehrs 
aufbringen. Dies ist im Rahmen des bisherigen Steuersystems 
nicht möghch, da für Pkw und Lkw die gleichen Mineralölsteu- 
ersätze gelten und eine Erhöhung der Kfz-Steuer als Erhöhung 
des Fixkostenanteils noch mehr Lkw-Verkehr und damit noch 
mehr Umweltbelastung zur Folge haben würde. 

b) Es soh ein Anreiz geschaffen werden, das Güterverkehrsvolu- 
men insgesamt zu verringern, wettbewerbsverzerrende Sub- 
ventionen abzubauen und Gütertransporte soweit wie möghch 
auf die umweltfreundhchere Schiene zu verlagern. 

Daher wurde die Form der transportleistungsbezogenen 
Abgabe gewählt. Diese Abgabe ist nach der zulässigen Nutz- 
last gestaffelt, um die mit steigendem Gesamtgewicht überpro- 
portional steigenden Straßenbelastungen zu berücksichtigen. 
Die Lkw-Verkehrsabgabe wird gemäß dem Verursacherprinzip 
auch vom ausländischen Lkw-Verkehr erhoben. 
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